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ERBSCHAFTSTEUER

Pflegefreibetrag steht auch dem Kind zu

von WP StB Dipl.-Kfm. Gerrit Grewe, Berlin

Der Freibetrag für Pflegeleistungen ist auch dann zu gewähren, wenn der 
Erbe gegenüber dem Erblasser gesetzlich unterhaltsverpflichtet ist, 
konkret aber wegen fehlender Bedürftigkeit des Erblassers keine Unter-
haltsleistungen zu gewähren hat (Niedersächsisches FG 21.3.15, 3 K 35/15, 
Abruf-Nr. 145422, Revision eingelegt, BFH II R 37/15).

Sachverhalt
Die Klägerin K pflegte ihre Mutter M über 11 Jahre bis zu deren Tod 2012. Die 
Pflegekasse hatte M seit 2001 in die Pflegestufe III eingeordnet und ihr ein Pfle-
gegeld von monatlich 660 EUR bewilligt. M hinterließ erhebliches Vermögen. K 
war Miterbin. K begehrte den Freibetrag (FB) nach § 13 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG von 
20.000 EUR. Das Finanzamt lehnte dies wegen R E 13.5. Abs. 1 ErbStR ab, da K 
gegenüber M unterhaltsverpflichtet gewesen sei. Nach Ansicht der K steht ihr 
der FB zu, da M aufgrund ihres Vermögens nicht unterhaltsbedürftig war.

Entscheidungsgründe
Die Klage ist begründet. Nach § 13 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG bleibt ein steuerpflich-
tiger Erwerb bis zu 20.000 EUR steuerfrei, der Personen anfällt, die dem Erb-
lasser unentgeltlich oder gegen unzureichendes Entgelt Pflege oder Unter-
halt gewährt haben. Vorausgesetzt das Zugewendete ist als angemessenes 
Entgelt anzusehen. M war seit dem Jahr 2001 bis zu ihrem Tod in die Pflege-
stufe III eingruppiert. Das Pflegegeld von anfangs 660 EUR monatlich (in 2012: 
700 EUR) und damit der Wert der Pflegeleistungen über einen Zeitraum von 
11 Jahren geht weit über den FB von 20.000 EUR hinaus.

Dem FB steht nicht entgegen, dass K nach § 1601 BGB abstrakt verpflichtet 
ist, ihrer Mutter Unterhalt zu gewähren. Zutreffend an R E 13.5. Abs. 1 ErbStR 
ist, dass der Ansatz des FB nicht in Betracht kommt, wenn der Steuerpflichtige 
gesetzlich unterhaltsverpflichtet ist. § 13 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG soll ein freiwilliges 
finanzielles und/oder ideelles Opfer honorieren, das der Erbe zugunsten des 
Erblassers erbracht hat. So verhält es sich im Streitfall aber nicht. Die 
Inanspruchnahme des gesetzlich Unterhaltsverpflichteten setzt nach § 1602 
Abs.  2 BGB die fehlende Leistungsfähigkeit des Unterhaltsberechtigten 
voraus. M war aber aufgrund ihres Vermögens und des ihr bewilligten Pflege
geldes in der Lage gewesen, selbst für die Pflegekosten aufzukommen. Inso-
fern hat K mit ihren Pflegeleistungen ihrer Mutter gegenüber ein freiwilliges 
Opfer erbracht, K war nicht unterhaltsverpflichtet.

Soll das Pflegegeld nicht zu einer höheren ErbSt führen, zwingt R E 13.5. 
Abs.  1 ErbStR die Familienangehörigen, das Pflegegeld an den pflegenden 
Angehörigen weiterzuleiten. Dann wäre das weitergeleitete Pflegegeld nach 
§ 13 Abs. 1 Nr. 9a ErbStG steuerfrei. Dies entspricht aber nicht der Zweck
setzung des § 13 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG, der Pflegeleistungen gegenüber dem 
Erblasser außerhalb vertraglicher Beziehungen begünstigen soll.
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Praxishinweis
Bereits mit Urteil vom 20.4.12 (3 K 229/11, Abruf-Nr. 122883) hat das Nieder
sächsische FG entschieden, dass der FB auch Unterhaltsverpflichteten zu 
gewähren ist, wenn der Unterhaltsberechtigte die Pflegekosten selbst tragen 
konnte. Die Finanzverwaltung hatte die Revision gegen dieses Urteil (BFH II 
R 22/12) wieder zurückgenommen.

Zur Ermittlung des Werts der vom Erben erbrachten Pflegeleistungen können 
die für vergleichbare Leistungen zu zahlenden üblichen Vergütungssätze ent-
sprechender Berufsgruppen oder gemeinnütziger Vereine herangezogen 
werden. Bei Erbringung langjähriger, intensiver und umfassender Pflegeleis-
tungen kann der FB auch in voller Höhe zu gewähren sein, ohne dass es eines 
Einzelnachweises zum Wert der Pflegeleistungen bedarf (BFH 11.9.13, II R 
37/12, Abruf-Nr. 133638).

Wert der Pflege­
leistung ermitteln

KONTROLLBETREUER

Gerichte müssen Sachverständigengutachten  
richtig lesen und deuten

Gegen den freien Willen eines Volljährigen darf kein Betreuer bestellt 
werden. Daher muss auch vor der Bestellung eines Kontrollbetreuers 
festgestellt werden, dass der Betroffene nicht in der Lage ist, seinen 
Willen frei zu bestimmen. Dies kann nur ein Sachverständiger feststellen 
(BGH 14.10.15, XII ZB 177/15, Abruf-Nr. 182014, Leitsatz der Redaktion).

Sachverhalt
Die 81-jährige Betroffene B leidet an Demenz und an einem leichten bis mit-
telschweren hirnorganischen Psychosyndrom. Sie hat 2007 eine General- und 
Vorsorgevollmacht zugunsten ihrer Tochter T erteilt. T ist Eigentümerin von 
mehreren Immobilien. Alle Immobilien waren mit einem Nießbrauch zuguns-
ten der B belastet. 2014 schloss T im eigenen und im Namen der B eine Ab-
findungsvereinbarung, wonach die B gegen Zahlung einer dinglich gesicher-
ten Leibrente von monatlich 1.200 EUR auf den Nießbrauch verzichtete.

Bereits 2013 hatte der Sohn S der B beim Notariat die Einrichtung einer 
Betreuung für die Betroffene angeregt. Dieses hat es abgelehnt, eine Betreu-
ung anzuordnen, nach dem es ein psychiatrisches Sachverständigengutach-
ten eingeholt und die B angehört hatte. Auf die dagegen gerichtete Beschwer-
de des S hat das LG eine berufsmäßigen Kontrollbetreuerin bestellt. Der Auf-
gabenkreis lautet: „alle Vermögensangelegenheiten“. Erforderlichenfalls 
wurde sie zum „Widerruf erteilter Vollmachten für diesen Aufgabenkreis“ er-
mächtigt. Mit ihrer Rechtsbeschwerde fordert B die Betreuung aufzuheben.

Entscheidungsgründe
Das LG hat seine Entscheidung auf ein schriftliches Sachverständigengut-
achten gestützt. Danach sei B aufgrund ihrer schwerwiegenden geistigen 
Einschränkungen nicht mehr in der Lage, ihre Angelegenheiten selbst zu re-
geln. Wegen der mangelnden Einsichtsfähigkeit sowie eingeschränkter 
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